
Frondel, 45, ist Chef des Kompetenzbereichs
Umwelt und Ressourcen beim Rheinisch-
Westfälischen Institut fürWirtschaftsfor-
schung (RWI) in Essen. Zugleich ist der
Umweltökonom und Professor an der Ruhr-
Universität Bochum.

ziere ich bei denTechnologien. Einige
sind es wert, gefördert zu werden. Das
EEG ist dafür jedoch das falsche Instru-
ment. Nehmenwir das Beispiel Fotovol-
taik: Hier produzieren wir mit Milliarden
gigantische Negativrenditen.Wir haben
zwischen 2000 und 2009 für die instal-
liertenAnlagen rund 52 Milliarden Euro
Schulden angehäuft. Ein Großteil muss
erst noch von den Stromkunden abge-
zahlt werden.Allein die Solarschulden
aus demvergangenen Jahr belaufen sich
auf 17 Milliarden Euro. 2010 müssen wir
sogar mit dem Doppelten rechnen.

Bald ist also die 100-Milliarden-Euro-
Grenze erreicht?
Frondel: Genau, es sei denn, wir stoppen
den Irrsinn. Denn trotz der gigantischen
Subventionen hat die Einspeisevergütung
nicht bewirkt, dass die deutsche Solar-
branche wettbewerbsfähig ist. IhreAnla-
gen sind teuer, technisch dagegen oft nur
Durchschnitt. Zwei von drei hier instal-
lierten Modulen kommen daher aus dem
Ausland. Deutsche Stromkunden sub-
ventionieren also über das EEGArbeits-
plätze inAsien.
Kemfert: Ihre Zahlen sind übertrieben.
Das neue Gesetz garantiert eine deutli-
cheAbsenkung der Fördersätze.

Dennoch bleibt die Frage, ob wir uns das
EEG weiter leisten können.
Kemfert:Wir können es nicht nur, wir
müssen es uns sogar leisten.Wie gut das »

Frau Kemfert, anders als Sie will das
RWI die Förderung von Fotovoltaik- und
Windkraftanlagen durch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) abschaffen und die
Stromkunden so um Milliarden entlasten.
Ist das nicht vernünftig?
Kemfert: UmHimmels willen, das wäre
ein großer Fehler. Durch die Förderung
ist eineTechnologiebranche entstanden,
dieWindkraftanlagen und Fotovoltaik-
module in alleWelt exportiert. EinAus-
stieg aus dem EEG würde einige Hun-
derttausendArbeitsplätze vernichten.

Herr Frondel, spielen Sie den Totengräber?
Frondel:Meine Rolle ist die des rational
denkenden Ökonomen. Daher differen-

Und die Wissenschaftlerin hält den
Ökoumbau der Energiewirtschaft auch
für bezahlbar. In Kemferts Modellrech-
nungen steigt die monatliche Stromrech-
nung eines vierköpfigen Haushalts bis
2020 gegenüber heute im günstigsten Fall
lediglich um fünf Prozent – von 67,70 auf
71 Euro. Dies allerdings nur, wenn die
Atomkraftwerke länger laufen. Braun-
und Steinkohle verlieren dabei kräftig
Marktanteile an Sonne und Wind (siehe
Grafik Seite 83).

Laufzeit der Atomkraftwerke: Hält die
Bundesregierung dagegen am Ausstiegs-
beschluss fest, verteuert sich die monatli-
che Rechnung laut DIW-Schätzung auf
knapp 80 Euro. Das entspricht einem
18-prozentigen Anstieg der Strompreise.
Der Grund: Es müssten massiv neue
Kohlekraftwerke gebaut werden, um eine

Stromlücke zu ver-
hindern. Die hohen
Investitionskosten
würden jedoch die
Strompreise treiben.
Zudem würde deut-
lich mehr Kohlen-

dioxid ausgestoßen – das Klimaziel der
Bundesregierung einer 40-prozentigen
CO2-Reduktion gegenüber 1990 wäre
nicht zu erreichen.
Auch Frondel setzt im Kampf gegen

die Erderwärmung auf die Atomkraft. Er
will die Meiler sogar unbegrenzt weiter-
laufen lassen. Im RWI-Szenario verteuert
das EEG jede Kilowattstunde (kWh)
Strom bis zum Jahr 2020 um weitere fünf
Cent, die Zusatzbelastung aus der EEG-
Umlage stiege auf insgesamt 7,1 Cent je
Kilowattstunde. Kippt Berlin dagegen die
Einspeisevergütung, würde das die
Stromkunden in den nächsten zehn Jah-
ren um rund 75Milliarden Euro entlasten
(siehe Grafik).
Mehr als 100 Milliarden könnten es

laut Frondel sogar werden, wenn der ge-
plante Bau riesiger Windparks in Nord-
und Ostsee aufgegeben wird. Allein die
Kosten für den Anschluss an die Strom-
netze und deren Ausbau beziffert das
RWI auf 15 Milliarden Euro.
Wessen Position hält einer ökonomi-

schen Überprüfung besser stand? Und
wie steht es um die politischen Realisie-
rungschancen? Im einem Streitgespräch,
das auf der nächsten Seite beginnt, erläu-
tern undverteidigen die Kontrahenten ih-
re Konzepte. ■

dieter.duerand@wiwo.de
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AUSSTIEG MIT GEWINN
Entlastung der Stromkunden beim

Stopp der Einspeisevergütung für Wind- und
Sonnenenergie (in Milliarden Euro)
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S o viele Überstunden haben die
Leitungsspezialisten des Allgäuer
Überlandwerks (AÜW) noch nie
geschoben. Schuld am Dauer-

stress der Stadtwerker aus Kempten ist
laut AÜW-Geschäftsführer Michael Lu-
cke „ein unfassbarer Solarboom“. Täglich
beantragen Bewohner der Region 40 bis
50 neue Anlagen – die Zahl hat sich bin-
nen eines Jahres verdoppelt.
NurdiewenigstenModule können die

Allgäuer direkt anschließen. Denn die
Kapazität des Netzes ist inzwischen so
ausgereizt, dass es in vielen Fällen erst mit
Leitungen undTransformatoren verstärkt
werden muss. Das habe, so Lucke, mitun-
ter absurde Folgen. „Es kann passieren,
dass wir für eine Anlage, die über ihre
Laufzeit 5000 Euro Gewinn abwirft,
50 000 Euro in die Netzverstärkung inves-
tieren müssen.“

Zukunft der Subventionen: Manuel Fron-
del fühlt sich durch das Beispiel aus dem
Allgäu in seinerAuffassung bestätigt. Für
den Chef-Energieökonomen des Rhei-
nisch-Westfälischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (RWI) in Essen besteht
bei der gesamten Förderung der erneuer-
baren Energien ein eklatantes Missver-
hältnis zwischen Aufwand und Ertrag.
Daher drängt er die Bundesregierung zu
einer radikalen Umkehr in der Energie-
politik: kein Geld mehr für Strom aus
Wind und Sonne nach dem Erneuer-
baren-Energien-Gesetz (EEG). UndAuf-
gabe des Ziels, im Jahr 2020 aus grünen
Quellen 30 Prozent des Strombedarfs
zu decken. Ihr Anteil würde bei den ge-
genwärtigen rund 16 Prozent verharren.
Dies sind die zentralen Forderungen

eines Szenarios, dass die Energiespezialis-
ten des RWI exklusiv für die Wirtschafts-
Woche erstellt haben. Einweiteres Szena-
rio hat die Umweltökonomin Claudia
Kemfert vom Deutschen Institut fürWirt-
schaftsforschung (DIW) in Berlin für die
WirtschaftsWoche verfasst. Beide Exper-
ten hatten die Aufgabe, zu beschreiben,
wie die Energieversorgung in Deutsch-
land auch künftig sicher, bezahlbar und

klimaverträglich bleiben kann. Dabei
kommen die angesehenen Forscher zu
völlig unterschiedlichen Ergebnissen.

Auswirkung auf den Strompreis: Kemfert
verteidigt das EEG als „große Erfolgs-
geschichte“, die dem Land mehr als
300 000 Arbeitsplätze sowie die Tech-
nologieführerschaft in der Fotovoltaik
und beiWindanlagen beschert hat. „Viele
andere Länder kopieren das EEG“, sagt
Kemfert. „Es muss fortgeführt werden.“

Was die Solarförderung wirklich kostet und wie vielAtomstrom
wir künftig brauchen, zeigen Exklusivstudien von RWI und DIW.

Hochsee-Wind-
parkAnschluss
ans Stromnetz
kostet Milliarden

Wie lange sollen dieAtomkraftwerke lau-
fen? Mit welchen Instrumenten lassen
sich erneuerbare Energien am besten för-
dern? Und vor allem: Wie sieht die künf-
tige Energieversorgung aus? Seit Mona-
ten wird hinter den Kulissen in Berlin
über ein mögliches Energiekonzept ge-
stritten – ohne dass eine Richtung abseh-
bar wäre. In derWirtschaftsWoche dis-
kutieren zwei der renommiertesten Ener-
gieexperten ihreVorschläge, die sie ex-
klusiv für diesenAnlass entworfen haben
(siehe links): Manuel Frondel, Chef-Ener-
gieökonom des Rheinisch-Westfälischen
Instituts fürWirtschaftsforschung (RWI),
und Claudia Kemfert vom Deutschen In-
stitut fürWirtschaftsforschung (DIW).

Atom-Laufzeiten, Solarsubventionen, intelligente Netze: Die
angesehenen Ökonomen Claudia Kemfert und Manuel Frondel
streiten über ein Energiekonzept für Deutschland.

»Tiefe Kluft«

Wie teuer wird grün?

Kemfert, 41, leitet die Abteilung Energie,
Verkehr, Umwelt am Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung in Berlin (DIW) und
ist Professorin für Energieökonomie und
Nachhaltigkeit an der Berliner Hertie School
of Governance.
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» Instrument funktioniert, zeigt schon
dieTatsache, dass viele Länder das Ge-
setz kopieren, um ebenfalls eine solche
Erfolgsbranche aufzubauen. England
zum Beispiel. Es sind Investitionen in
eine Zukunftstechnik, die von der deut-
schen Industrie dominiert wird und die
jetzt schon weltweit gefragt ist.
Frondel: Das ist, wenn überhaupt, nur
einTeil derWahrheit. In einer Zeit, in
der die Löhne stagnieren und die Schul-
den explodieren, halte ich es für unver-
antwortlich, den Stromkunden milliar-
denhohe Zusatzbelastungen aufzudrü-
cken.Wir sollten schnellstens zu einer
rationalen Energiepolitik zurückkehren.

Die Förderung hat auch Erfolgsgeschich-
ten hervorgebracht, die Windenergie zum
Beispiel.
Frondel: Absolut.Windenergietechnik
wird zu etwa 80 Prozent exportiert. Es
würde dieser Branche also nicht scha-
den, wenn sie nach fast zwei Jahrzehnten
Subventionierung auf sich allein gestellt
wäre. Zudem sollten wir die Förderung
der Offshore-Projekte sofort stoppen.
Denn durch dieseTechnik kommenwei-
tere Milliardenkosten auf uns zu.
Kemfert: Sie haben, glaube ich, die Zu-
kunft noch nicht so ganz mitbekommen.
Die gehört ganz klar den erneuerbaren
Energien, egal, obWind, Biomasse oder
Solarthermie. Undwas die Förderung
angeht: Natürlich wird dieVergütung zu-
rückgefahren – schon seit Jahren.
Frondel: Falsch. InWirklichkeit ist die
Höhe der technologiespezifischen Ein-
speisevergütungen seit 2000 relativ

Viele fragen sich dennoch: Wie wirkt sich
die Förderung erneuerbarer Energien auf
meine Stromrechnung wirklich aus?

Kemfert: ImMoment sind es etwas
mehr als zwei Cent pro Kilowattstunde,
mit denen Privatkunden den grünen
Strom subventionieren. Das sind rund
neun Prozent des Haushaltsstrompreises.
2020 werden es etwa 3,5 Cent sein. Die
monatliche Stromrechnung wird allen-
falls umwenige Euro steigen.
Frondel: Fakt ist, dass 2009 die Summe
der Einspeisevergütungen bei zehn Milli-
arden Euro lag. Umgelegt auf den EEG-
pflichtigen Stromverbrauch führte dies
bereits vergangenes Jahr zu einer Erhö-
hung des Strompreises um 2,1 Cent je
Kilowattstunde. Die Summe der Einspei-

hohen Zahlen sind so nicht richtig. Ein
realistisches Bild ergibt sich erst, wenn
der Preis, mit dem der grüne Strom an
der Strombörse gehandelt wird, von den
EEG-Kosten abgezogen wird. Die Diffe-
renzkosten sind entscheidend, das ergibt
sich aus dem EEG-Gesetz.
Frondel: In derTat geben die Differenz-
kosten die Höhe der volkswirtschaftli-
chen Subventionen wieder. Dennoch:
Die Einspeisevergütungen werden auf
die Kunden umgelegt.
Kemfert:Das wäre gesetzeswidrig.

Die Solarbranche ist laut Studien nur halb
so produktiv wie etwa die hiesige Elektro-
nikindustrie. Wären die Subventionen an-
derswo besser angelegt?
Frondel: Unbedingt.Auch die Investiti-
onsquote der Branche in Forschung und
Entwicklung ist schwach: Solarworld und
Q-Cells – die beiden größtenVertreter –
investieren in Deutschland weniger als
zwei Prozent ihres Umsatzes, Siemens
dagegen knapp fünf Prozent.
Kemfert:Trotzdem sind deutsche Solar-
firmen bei Patentanmeldungen weltweit
führend.
Frondel:Und doch haben sie viel zu spät
auf die innovative, besonders wirtschaft-
liche Dünnschichttechnik gesetzt.Wir
müssen fürchten, dass viele große deut-
sche Solarunternehmen vomMarkt ver-
schwinden. DieArbeitsplätze werden
überwiegend nachAsien abwandern.

Und schuld daran sind die Subventionen?
Frondel: Genau. Zu lange war die künst-
lich getriebene Nachfrage größer als das
Angebot. Die Importe ausländischerAn-
lagen haben asiatischeAnbieter erst groß

gemacht. Nun überschwemmen sie den
Weltmarkt zu Preisen, bei denen deut-
sche Hersteller nicht mithalten können.
Kemfert: Auch hier übertreiben Sie.
Mittlerweile arbeiten über 40 000 Fach-
kräfte alleine in der deutschen Fotovol-
taikbranche. Und ihreTechnik ist welt-
weit führend.

Der Fortschritt ist doch auch deutlich
sichtbar: Früher als erwartet können Pri-
vatleute Strom auf dem Dach zu Kosten
produzieren, die den Preisen für Haus-
haltsstrom entsprechen.
Kemfert: Das zeigt, wie effektiv das
EEG ist.
Frondel: Der Preisverfall der Module,
der das möglich macht, wurde doch von
ausländischen Unternehmen getrieben –
nicht vom EEG.

Bei allem Dissens, in einer Frage sind Sie
sich einig: Damit der Strom bezahlbar
bleibt, müssen die Atomkraftwerke länger
laufen. Das wird die Ökostrombranche auf
die Palme bringen.
Kemfert:Anders wird es nicht gehen.
Die Ökostromlobbyisten behaupten im-
mer, es ginge darum, mit grüner Energie
Atomkraft zu ersetzen. Doch das ist nicht
dieAlternative. Zeitgleich zu den Kern-
kraftwerken geht fast jeder zweite Kohle-
meiler ausAltersgründen vom Netz.Wir
müssen einfach begreifen, dass wir nicht
aus Kernkraft und Kohlestrom gleichzei-
tig aussteigen können.
Frondel:Wichtig bei der Laufzeitverlän-
gerung ist, dass der ganz großeTeil der
Zusatzgewinne dem Staat und damit
dem Steuerzahler zufließt. Also deutlich
mehr als die momentan diskutierten 50

Prozent.AlsVerfahren schlagen wir vor,
Lizenzen für die Laufzeitverlängerung zu
versteigern.

Und mit den Einnahmen könnte man die
erneuerbaren Energien fördern?
Frondel: Da bin ich strikt dagegen. Der
Sektor profitiert seit Jahrzehnten von
Subventionen. Stattdessen könnte man
die Speicher- oder Effizienztechnik för-
dern und generell mehr staatliche Mittel
für Forschung und Entwicklung von
Energietechnologien bereitstellen.
Kemfert: Das sehe ich ähnlich.Aller-
dings sollte man den größtenTeil des
Geldes in denAusbau der Netze stecken.
Frondel: Ich bitte Sie!Wir können doch
nicht sagen, wir bauen jetzt die Netze
mittels staatlicher Gelder aus. Die gehö-
ren schließlich privaten Unternehmen

und Investoren. Und zwischen staatli-
chen und privaten Interessen gibt es eine
tiefe Kluft.
Kemfert: Das muss man lösen. Eine
Möglichkeit wäre, wie manche Kom-
munen es schon tun, staatliche oder
halbstaatlicheAkteure die Netze zurück-
kaufen zu lassen, finanziert mit Geldern
aus der Laufzeitverlängerung.

Also eine Verstaatlichung der Netze?
Kemfert: Nein, aber eine bessere Regu-
lierung. Es muss möglich werden, zur
Not Investitionen in die Netze anordnen
zu können.
Frondel: Das wäre ein Rückfall in alte
Monopolzeiten.
Kemfert: Keineswegs. Es ist ein Instru-
ment, um einen nicht funktionierenden
Markt zu regeln. Und dafür brauchen wir
eineAufsichtsinstanz, mächtiger als die
Bundesnetzagentur, die derzeit den
Markt reguliert.

Wenn die traditionellen Kraftwerke länger
laufen, zementiert das eine Marktstruktur,
die gerade dabei ist, aufzubrechen. Kon-
zerne wie E.On, RWE, EnBW und Vatten-
fall sehen sich neuerdings mit mittelstän-
dischen Unternehmen und kleinen Stadt-
werken als Wettbewerber konfrontiert.
Frondel: Zunächst einmal geht es um
denVerbraucher. Und wenn wir mit ei-
ner Laufzeitverlängerung die Stromkos-
ten dämpfen können, dann ist das volks-
wirtschaftlich der richtigeWeg.
Kemfert:Die neuenAnbieter haben den
Markt längst verändert. Eigentlich ist es
doch umgekehrt: Wennwir die vom Netz
gehenden Kohlekraftwerke durch neue
ersetzen und die Kernkraftwerke ab-
schalten, dann haben wir die alte Struk-
tur für Jahrzehnte zementiert. Anders
sieht es aus, wenn wir dieAKW-Laufzei-
ten verlängern und statt der abgeschalte-
ten Kohlekraftwerke grüne Strompro-
duzenten an den Start gehen.

Die deutschen Strompreise sind europa-
weit die zweithöchsten. Würde sich eine
Laufzeitverlängerung auf die Preise aus-
wirken?
Frondel:Die Stromrechnung würde
künftig weniger stark steigen, weil die
Preise von CO2-Emissionszertifikaten um
etwa zehn Prozent geringer ausfallen »

»Das System ist sehr anfällig
für Lobbyismus« SCHUB FÜRWIND UND SONNE

Strommix in Deutschland 2020 bei
Verlängerung der Laufzeiten für die Atom-

kraftwerke und Beibehaltung des EEG*
verfügbare Kraftwerksleistung
(in Gigawatt)
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Solarthermiekraftwerk, Atomkraftgegner
„Wir können nicht aus Kernkraft und Kohle
gleichzeitig aussteigen“

severgütungen für das Jahr 2010 könnte,
durch die boomende Fotovoltaik, bei 15
Milliarden Euro liegen. Daraus ergibt
sich dieses Jahres eine Umlage von 3,1
Cent pro Kilowattstunde. Das ist ein 50
Prozent höherer Zusatzbetrag, als wir ihn
heute haben. Und das wird Jahr für Jahr
so weitergehen.Wenn man die Kosten
für Offshore-Windenergie dazurechnet,
kommenwir sogar auf eine Strompreis-
erhöhung von 20 bis 25 Prozent bis 2020.

Wie teuer wird es denn nun tatsächlich?
Kemfert:Herr Frondel will unbedingt
ein Horrorszenario zeichnen, doch die

gleich geblieben. Nehmenwir dieVer-
gütung fürWindstrom: Mit 9,2 Cent je
Kilowattstunde lag dieVergütung 2009
sogar leicht höher als im Jahr 2000.

Wie erklären Sie sich das?
Frondel: Das Einspeisevergütungssystem
ist sehr anfällig für Lobbyismus. Das hat
sich gerade wieder gezeigt, als die Solar-
lobbyisten durch Einflussnahme in alle
Parteien eine stärkereVergütungskür-
zung verhindert haben.
Kemfert: Ich glaube, Sie müssen mal ins
neue EEG schauen. DieVergütungssätze
sinken. FO
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